
Gemäß § 53 Abs. 4 GOG 
an die Abgeordneten verteilt 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Georg Strasser, Josef Muchitsch, Christoph Pramhofer 

Kolleginnen und Kollegen 
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zum Bericht des Ausschusses für Arbeit und Soziales zur Regierungsvorlage 592 d.B. betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversiche­
rungsgesetz, das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Freiberuflichen-Sozialversicherungsgesetz, 
das Arbeitsmarktservicegesetz, das Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Einkommensteu­
ergesetz 1988, das Betriebliche Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz, das Pensionskassen­
gesetz, das Betriebspensionsgesetz, das Landarbeitsgesetz 2021, das Pensionskassenvorsorgegesetz, 
das Versicherungssteuergesetz 1953, das Bankwesengesetz, das Einlagensicherungs- und Anleger­
entschädigungsgesetz und das DORA-Vollzugsgesetz geändert werden (606 d.B.) (TOP 2) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der dem oben bezeichneten Ausschussbericht angeschlossene Gesetzesentwurf wird wie folgt geän­
dert: 

Art. 3 (Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes) wird wie folgt geändert: 

Z 3 lautet: 

»3. Nach§ 418 werden folgende§§ 419 und 419a samt Überschriften angefügt: 

„Schlussbestimmungen zu Art. 3 des Bundesgesetzes BGBI. 1 Nr. xxx/2026 

§ 419. (!) § 419a samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGB!. I Nr. xxx/2026 tritt mit 
dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

(2) § 24 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGB!. I Nr. xxx/2026 tritt mit 1. Jänner 2027 in 
Kraft. 

(3) § 134 samt Überschrift tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2026 außer Kraft. 

(4) § 134 in der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung ist auf Zeiten einer die Pflichtversiche­
rung begründenden Erwerbstätigkeit vor dem 1. Jänner 2027 weiterhin anzuwenden. 

(5) Die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz hat ge­
meinsam mit dem Bundesminister für Finanzen unter Einbeziehung des Dachverbandes der Sozialversi­
cherungsträger im Jahr 2030 eine Evaluierung der Maßnahmen der Beitragszahlung nach § 24 Abs. 6 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGB!. 1 Nr. xxx/2026 sowie der Aufhebung der besonderen Höherversi­
cherung durch BGBI. 1 Nr. xxx/2026 hinsichtlich ihrer Wirkung auf den Arbeitsmarkt (Ausweitung der 
Beschäftigungsquote Älterer) sowie hinsichtlich Einkommensgruppen, Branchen, Geschlecht und budge­
tären Effekten vorzunehmen. Der Evaluierungsbericht ist dem Nationalrat vorzulegen. Wird im Rahmen 
der Evaluierung festgestellt, dass die wesentlichen Zielsetzungen der Maßnahmen nicht erreicht werden, 
sind diese Maßnahmen entsprechend anzupassen. 

(6) § 26 Abs. 2 ist für die Kalenderjahre 2027 bis 2031 so anzuwenden, dass an die Stelle des Pro­
zentsatzes von 387 der Prozentsatz von 357 tritt. 

Beitragsgutschrift 

§ 419a. (!)Die nach§ 2 Abs. 1 vollversicherten Betriebsführerlnnen sowie die persönlich haftenden 
Gesellschafterinnen haben Anspruch auf Gutschrift eines Teiles folgender Beiträge, wenn diese für die im 
vierten Quartal 2026 nach § 2 Abs. 1 Z 1, 1 a und 2 bis 4 pflichtversicherten Personen zu entrichten sind: 

1. Beiträge zur Krankenversicherung nach diesem Bundesgesetz einschließlich des Zusatzbeitrages 
für Angehörige nach § 24b; 

2. Beiträge zur Pensions- und Unfallversicherung nach diesem Bundesgesetz. 

(2) Der Anspruch auf Beitragsgutschrift besteht für die im Abs. 1 genannten Beiträge, die für das 
vierte Quartal 2026 für die Kalendermonate Oktober und November zu entrichten sind und bis zum 
31 . Jänner 2027 fällig werden. 
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(3) Nachträgliche Sachverhaltsänderungen haben keinen Einfluss auf die Höhe der Beitragsgut­
schrift. 

(4) Durch die Beitragsgutschrift gelten die im Abs. 1 genannten Beiträge als im Sinne des § 33 ent­
richtet, und zwar im Ausmaß nach Abs. 2. 

(5) Der Bund hat der Sozialversicherungsanstalt die Aufwendungen für die Gutschrift der Beiträge 
zur Kranken- und Unfallversicherung aus Mitteln der Untergliederung 24 (UG 24) in Höhe von 50 Milli­
onen Euro in zwei Teilleistungen zu ersetzen, wobei eine Teilleistung in Höhe von 20 Millionen Euro bis 
zum 28. Februar 2027 und eine Teilleistung in Höhe von 30 Millionen bis 29 . Februar 2028 zu erbringen 
ist."« 

Artikel 8 (Änderung des Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetzes) wird 
wie folgt geändert: 

1. In Z 21 wird in § 23b Abs. 5 Z 2 das Wort „Herkunftsgliedstaats" durch das Wort „Herkunftsmitglied­
staats" ersetzt. 

2. In Z 21 wird in§ 23c Abs. 2 Z 5 das Zitat „2013/36 EU" durch das Zitat „2013/36/EU" ersetzt. 

3. In Z 21 wird in§ 23/ Abs. 1 die Wortfolge „zu messen zu überwachen" durch die Wortfolge „zu mes­
sen, zu überwachen" ersetzt. 

4. In Z 25 wird in§ 27b Abs. 2 zweiter Satz die Wortfolge „eingezahlt werden," durch die Wortfolge „ein­
gezahlt werden." ersetzt. 

5. In Z 26c wird in§ 29 Abs. 1 die Ziffernbezeichnung „1" durch die Ziffernbezeichnung „1." ersetzt. 

6. Z 26e lautet: 

»26e. § 30 lautet: 

„§ 30. (1) Der Vorstand der BV-Kasse hat dafür Sorge zu tragen, dass die Veranlagung des der Ver­
anlagungsgemeinschaft zugeordneten Vermögens durch Personen erfolgt, die dafür fachlich geeignet sind 
und die insbesondere in den Bereichen Portfoliomanagement, Risikomanagement sowie Asset-Liability­
Management eine entsprechende Berufserfahrung nachweisen können, und dass angemessene technische 
Ressourcen für die Veranlagung zur Verfügung stehen. Die Veranlagung des einer Veranlagungsgemein­
schaft zugeordneten Vermögens hat nach dem Grundsatz der unternehmerischen Vorsicht und unter Be­
rücksichtigung der sonstigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zu erfolgen und es ist dabei insbe­
sondere folgendes zu beachten: 

1. Die Vermögenswerte sind zum größtmöglichen langfristigen Nutzen der Anwartschafts- und 
Leistungsberechtigten insgesamt zu veranlagen; 

2. im Falle eines möglichen Interessenkonfliktes haben die Veranlagungsentscheidungen einzig und 
allein im Interesse der Anwartschaftsberechtigten zu erfolgen; 

3. die Vermögenswerte sind so zu veranlagen, dass die Sicherheit, Qualität, Liquidität und Rentabi­
lität des einer Veranlagungsgemeinschaft zugeordneten Vermögens insgesamt gewährleistet ist; 

4. die Vermögenswerte sind nach Art und Dauer in einer den erwarteten künftigen Leistungen ent­
sprechenden Weise zu veranlagen; 

5. Wertpapiere und Geldmarktinstrumente müssen vorrangig 
a) an einem geregelten Markt gemäß § 1 Z 2 BörseG 2018 notiert oder gehandelt werden oder 
b) an einem Multilateralen Handelssystem (MTF) gemäß § 1 Z 24 des Wertpapieraufsichtsgeset­

zes 2018 - W AG 2018, BGB!. I Nr. 107/2017, oder einem Organisierten Handelssystem 
(OTF) gemäß § 1 Z 25 W AG 2018 gehandelt werden oder 

c) an einer Wertpapierbörse eines Drittlandes(§ 2 Z 8 BWG) amtlich notiert oder an einem ande­
ren anerkannten, geregelten, für das Publikum offenen und ordnungsgemäß funktionierenden 
Wertpapiermarkt eines Drittlandes gehandelt werden; 

Veranlagungen in Vermögenswerte, die nicht zum Handel an geregelten Märkten zugelassen 
sind, müssen in der Erklärung über die Grundsätze der Veranlagungspolitik vorgesehen sein und 
auf jeden Fall auf einem vorsichtigen Niveau gehalten werden; 

6. derivative Produkte gemäß § 73 InvFG 2011, die nicht zur Absicherung von Kursrisiken erwor­
ben wurden, dürfen nur dann erworben werden, wenn sie zur Verringerung von Veranlagungsri­
siken oder zur Erleichterung einer effizienten Verwaltung des einer Veranlagungs- und Risiko-
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gemeinschaft zugeordneten Vermögens beitragen; die Risikokonzentration in Bezug auf eine ein­
zige Gegenpartei oder andere Risikokonzentrationen in derivative Produkte sind zu vermeiden; 

7. die Vermögenswerte sind in angemessener Weise zu streuen und eine Risikokonzentration ist zu 
vermeiden; 

8. der Erwerb von Vermögenswerten ein und desselben Ausstellers oder von Ausstellern, die der­
selben Unternehmensgruppe angehören, darf nicht zu einer übermäßigen Risikokonzentration 
führen; 

9. im Rahmen des Grundsatzes der unternehmerischen Vorsicht kann den möglichen langfristigen 
Auswirkungen der Veranlagung des einer Veranlagungs- und Risikogemeinschaft zugeordneten 
Vermögens auf ökologische, soziale und die Unternehmensführung betreffende Faktoren Rech­
nung getragen werden. 

(2) Die Rückveranlagung bei Arbeitgebern, die Beiträge zur Veranlagungsgemeinschaft leisten, ist 
mit Ausnahme von Veranlagungen in Schuldverschreibungen des Bundes, eines Bundeslandes, eines 
anderen Mitgliedstaates oder eines Gliedstaates eines anderen Mitgliedstaates mit höchstens 5 vH des der 
Veranlagungsgemeinschaft zugeordneten Vermögens begrenzt. 

(3) Unter Berücksichtigung der Art, des Umfangs und der Komplexität der Tätigkeit der BV-Kassen 
hat die FMA die Angemessenheit der Verfahren der BV-Kassen für die Bonitätsbewertung zu überwa­
chen; die FMA hat die Verwendung von Bezugnahmen auf Ratings, die von Ratingagenturen im Sinne 
von Art. 3 Abs. 1 lit. b der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 über Ratingagenturen, ABI. Nr. L 302 vom 
17 .11 .2009 S. 1, abgegeben worden sind, in der Anlagepolitik der Veranlagungsgemeinschaft zu bewer­
ten und hat, falls angezeigt, die Milderung der Auswirkungen solcher Bezugnahmen anzuregen, um dem 
ausschließlichen und automatischen Rückgriff auf derartige Ratings entgegenzuwirken. 

(4) Um die Erfüllung der Anforderungen gemäß Abs. l bis 3 zu gewährleisten, hat die BV-Kasse 
schriftliche Leitlinien für die Veranlagung des einer Veranlagungsgemeinschaft zugeordneten Vermögens 
zu erstellen und zu implementieren, die, sofern anwendbar, zumindest die folgenden Bereiche umfassen: 

1. Veranlagungsziele unter Beachtung der Verpflichtungen aus den Beitrittsverträgen; 

2. Kriterien für die Sicherheit, Qualität, Liquidität, Rentabilität und Verfügbarkeit des gesamten der 
Veranlagungsgemeinschaft zugeordneten Vermögens; 

3. Strategische Asset Allokation, geeignete Abweichungspararneter und jeweils Regeln für deren 
Festlegung; 

4. Definition des Anlageuniversums nach folgenden Veranlagungskategorien: 
a) Guthaben bei Kreditinstituten, 
b) Darlehen und Kredite, 
c) Forderungswertpapiere 

aa) von Gebietskörperschaften, 
bb) von Kreditinstituten, 
cc) von sonstigen Unternehmen, 

d) Aktien und sonstige Beteiligungswertpapiere, 
e) Immobilien, 
f) sonstige Vermögenswerte, 

Veranlagungen in Anteilscheine von Investmentfonds, Immobilienfonds und AIF sind entspre­
chend auf die Veranlagungskategorien aufzuteilen; 

5. Veranlagungsprozesse in Bezug auf die Auswahl, Mischung und Streuung der Vermögenswerte; 
6. Festlegung eines geeigneten Limitsystems mit quantitativen Veranlagungsgrenzen im Hinblick 

auf Abs. 1 Z 7, zumindest hinsichtlich der Veranlagungskategorien gemäß Z 4 sowie für Emitten­
ten und Gegenparteien; 

7. Kriterien für die Durchrechnung von Veranlagungen in Anteilscheine von Investmentfonds, 
Immobilienfonds und AIF auf Emittentengrenzen und Gegenparteiengrenzen gemäß Z 6 ein­
schließlich der allfälligen Festsetzung von Wesentlichkeitsschwellenwerten; 

8. Bedingungen für die Veranlagung in 
a) Vermögenswerte gemäß Abs. 1 Z 5, 
b) derivative Produkte gemäß Abs. 1 Z 6 sowie 
c) Wertpapierleih- und Wertpapierpensionsgeschäfte; 

9. Beschreibung der Eskalationsprozesse im Falle einer Überschreitung von festgelegten Grenzen; 
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10. Kriterien für die Aufhebung der Widmung von Wertpapieren als Daueranlage (§ 31 Abs. 1 
Z 3a)."« 

7. Z 28 lautet: 

»28. Nach § 33 wird folgender § 33a samt Überschrift eingefügt: 

„ Vorsorge-Veranlagungsgemeinschaft 

§ 33a. (!)Jede BV-Kasse hat für die Veranlagung der Abfertigungsbeiträge eine Vorsorge Veranla­
gungsgemeinschaft (VVG) einzurichten; es gelten folgende Bedingungen: 

1. die Kapitalgarantie (§ 24 Abs. 1), die Zinsgarantie (§ 24 Abs. 2) sowie die Garantierücklage 
(§ 20 Abs. 2 bis 4) kommen nicht zur Anwendung und 

2. § 14 Abs. 1 bis 3 bzw. § 93 Abs. 1 bis 3 LAG, § 55 Abs. 1 und§ 67 Abs. 1 finden keine Anwen­
dung (beschränkte Verfügungsmöglichkeit) . Ein Anspruch auf Verfügung über die in der VVG 
erworbene Anwartschaft besteht nur in den Fällen des§ 14 Abs. 4 Z 1 und 3 und Abs. 5 bzw. des 
§ 93 Abs. 4 Z 2 und 3 und Abs. 6 LAG und§ 55 Abs. 2 und 3. Ein Anspruch auf Verfügung über 
die in der VVG erworbene Anwartschaft besteht jedenfalls nach Vollendung des Anfallsalters für 
die Alterspension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung nach § 4 Abs. 1 APG unabhängig 
vom Vorliegen eines Arbeitsverhältnisses, wobei für weibliche Anwartschaftsberechtigte das je­
weils auf Grundlage des BGB!. Nr. 832/1 992 sich ergebende Regelpensionsalter zu beachten ist. 

3. Vor Inanspruchnahme einer Verfügung gemäß Z 2 ist die Auszahlung auf Anfrage des Anwart­
schaftsberechtigten in folgenden Härtefällen (Härtefallauszahlung) vorzunehmen: 
a) wenn innerhalb von 24 Monaten nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses für zumindest 365 

Tage eine Leistung nach§ 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 und Z 9 AlVG bezogen wurde, wobei die in§ 16 
Abs. 1 lit. a, lit. c, lit. i und lit. o AIVG angeführten Zeiträume hinzuzurechnen sind, 

b) wenn nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses die Höchstdauer des Krankengeldanspruches 
abgelaufen ist oder 

c) bei Zuerkennung von Pflegegeld ab der Stufe 3 nach § 5 des Bundespflegegeldgesetzes 
(BPGG), BGB!. Nr. 110/1993, 

wobei das Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen gemäß lit. a bis c vom Anwartschaftsberech­
tigten gegenüber der BV-Kasse durch Vorlage geeigneter Unterlagen nachzuweisen ist. Der An­
trag auf die Härtefallauszahlung ist binnen sechs Monaten ab Erfüllen der Voraussetzungen gel­
tend zu machen. Die Härtefallauszahlung ist am Ende des zweitfolgenden Kalendermonats nach 
der Geltendmachung des Anspruchs fällig und binnen fünf Bankarbeitstagen auszuzahlen. 

4. § 17 Abs. 1, 2 und 4 bzw. § 95 Abs. 1, 2 und 5 LAG ist bei Erfüllen der Anspruchsvoraussetzun­
gen gemäß § 14 Abs. 4 und 4a bzw. § 93 Abs. 4 und 5 LAG mit der Maßgabe anwendbar, dass 
der Anwartschaftsberechtigte über Teile seiner Abfertigungsanwartschaft unterschiedlich verfü­
gen kann, wobei eine Verfügung nach § 17 Abs. 1 Z 4 im Sinne der Übertragung nur eines Teils 
der Anwartschaft oder Abs. 4 bzw. nach§ 95 Abs. 1 Z 4 oder Abs. 5 LAG verlangt, dass die Hö­
he des Teilbetrags den sich aus § 1 Abs. 2 und 2a PKG jeweils ergebenden Wert übersteigen 
muss.§ 27b findet Anwendung mit der Maßgabe, dass die Kontozusammenführung nur auf Ver­
langen des Anwartschaftsberechtigten zu erfolgen hat und bei anderen BV-Kassen in einer VVG 
beitragsfrei geführte Konten nur mit einem aktiven Konto, welches in einer VVG geführt wird, 
zusammengeführt werden können. Dies gilt auch für Verfügungen gern. § 58 und§ 67 Abs. 2 bei 
Anspruch gemäß§ 55 Abs. 2. 

(2) Abfertigungsanwartschaften können nach Maßgabe der Bedingungen gemäß Abs. 1 zur Gänze 
oder teilweise auf Verlangen des Anwartschaftsberechtigen kostenfrei in die VVG mit Wirkung zum auf 
das Verlangen zweitfolgenden Kalenderletzten binnen fünf Bankarbeitstagen übertragen werden; eine 
Rückübertragung ist nicht möglich. Künftig hereingenommene Abfertigungsbeiträge können auf Verlan­
gen des Anwartschaftsberechtigten der VVG kostenfrei mit Wirkung zum auf das Verlangen zweitfol­
genden Kalenderletzten zugeleitet werden. Die Übertragung von Abfertigungsbeiträgen nach dem zweiten 
Satz in die VVG kann auf Verlangen des Anwartschaftsberechtigen mit Wirkung zum auf das Verlangen 
zweitfolgenden Kalenderletzten nur für künftig hereinzunehmende Abfertigungsbeiträge widerrufen wer­
den. Der Anwartschaftsberechtigte kann eine Verfügung nach dieser Bestimmung nur einmal im Kalen­
derjahr verlangen. 

(3) Die BV-Kasse hat Interessierte vor Übertragungen in die VVG allgemein verständlich, umfas­
send und ausgewogen über die möglichen Vorteile (renditeträchtigere Veranlagungsmöglichkeit) und 
möglichen Nachteile (keine Kapitalgarantie, keine Verfügungsmöglichkeit vor Pension mit Ausnahme der 
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Auszahlung in den gesetzlich bestimmten Härtefällen) nachweislich zu informieren und den Interessenten 
Informationen auf einem standardisierten Informationsblatt zukommen zu lassen. 

( 4) Die FMA hat eine Verordnung zu erlassen, die die Mindestinhalte des standardisierten Informa­
tionsblatts festlegt, die die Informationsbedarfe gemäß Abs. 3 bestmöglich erfüllen. 

(5) Die BV-Kasse kann die VVG im Sinne eines Lebenszyklusmodells ausgestalten (es müssen alle 
Anwartschaften der VVG umfasst sein) und zu diesem Zweck weitere Sub-Veranlagungsgemeinschaften 
in der VVG einrichten."« 

8. In Z 35 wird in § 40 Abs. 4 die Worfolge „des Betriebliche Vorsorgekassengeschäft" durch die Wort­
folge „des Betrieblichen Vorsorgekassengeschäftes" ersetzt. 

9. In Z 36 lautet § 40d Abs. 6: 

„(6) Die in der Prüfung getroffenen Feststellungen sind schriftlich festzuhalten. Der BV-Kasse ist 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben." 

10. In Z 36 wird in § 40f Abs. 2 Z 3 das Wort „Die" durch das Wort „die" ersetzt. 

11. In Z 36 entfallt in § 40h die Wortfolge „Die BV-Kassen haben der FMA alle erforderlichen Auskünfte 
über die Grundlagen der Kostenbemessung zu erteilen" und wird nach dem Abs. 2 folgender Abs. 3 ange­
fügt : 

„(3) Die BV-Kassen haben der FMA alle erforderlichen Auskünfte über die Grundlagen der Kosten­
bemessung zu erteilen." 

Artikel 10 (Änderung des Betriebspensionsgesetzes) wird wie folgt geändert: 

Die Z 10 lautet: 

» 10. Nach § 20 werden folgende§§ 21 und 22 samt Überschriften angefügt : 

„In- und Außerkrafttretens- sowie Übergangsbestimmungen ab der Novelle BGBI. 1 Nr. xxx/2026 

§ 21. § 3 Abs. 1 erster Satz und Abs. 1 Z 2, § 5 Abs. 4, § 6a, § 6c Abs. 4 und § 22 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGB!. I Nr. xxx/2026 treten mit 1. Jänner 2028 in Kraft. Gleichzeitig tritt § 3 Abs. 1 a mit 
Ablauf des 31. Dezember 2027 außer Kraft, auf Grundlage des § 3 Abs. 1 a in der Fassung vor dem Bun­
desgesetz BGB!. I Nr. xxx/2026 geschlossene kollektivvertragliche Pensionskassenzusagen behalten ihre 
Gültigkeit. 

Vollziehung ab der Novelle BGBI. 1 Nr. xxx/2026 

§ 22. Mit der Vollziehung sind betraut: 
1. hinsichtlich § 4, § 11 Abs. 1 sowie Abs. 2 und § 12 Abs. 2 die Bundesministerin für Justiz; 
2. hinsichtlich§ 11 Abs. 3 der Bundesminister für Finanzen; 
3. hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes die Bundesministerin für Arbeit, 

Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz."« 
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Begründung 

Zu Artikel 3 (§ 419 Abs. 6 BSVG): 

Der Träger der Pensionsversicherung hat von jeder auszuzahlenden Pension mit Ausnahme von Waisen­
pensionen und von jedem auszuzahlenden Übergangsgeld einen Betrag einzubehalten und einen bestimm­
ten Prozentsatz dieses Betrages (sog. Hebesatz) zur Finanzierung der Krankenversicherung der Pensio­
nist:innen abzuführen. 

Der Prozentsatz beträgt derzeit bei der Sozialversicherung der Bauern 387%. Dieser Hebesatz soll in den 
Jahren 2027 bis 2031 um 30 Prozentpunkte reduziert werden und somit 357% betragen. Die vorgesehene 
Senkung des Hebesatzes im Bereich der Sozialversicherung der Bauern bewirkt eine Entlastung des Bun­
des über die Ausfallhaftung zu Lasten der Krankenversicherung. 

Zu Artikel 3 (§ 419a samt Überschrift BSVG): 

Vor dem Hintergrund der großen Schäden, die die Dürre im Jahr 2026 in der Landwirtschaft verursacht 
hat, hat sich die Bundesregierung darauf verständigt, kurzfristige Maßnahmen zur Entlastung der land­
und forstwirtschaftlichen Betriebe zu setzen. 

Im Bereich der Sozialversicherung soll durch eine Novellierung des BSVG die Beitragszahlung für die 
Kalendermonate Oktober und November des vierten Quartals 2026 zugunsten der land- und forstwirt­
schaftlichen Betriebe gutgeschrieben werden. Gutschriften werden rückwirkend nicht mehr aufgerollt. 

Die Aufwendungen für die Gutschrift der Beiträge in der Kranken- und Unfallversicherung in Höhe von 
50 Millionen Euro soll der Bund der Sozialversicherungsanstalt aus Mitteln der Untergliederung 24 (UG 
24) in zwei Teilleistungen ersetzen. Die Aufwendungen für die Gutschrift der Pensionsversicherungsbei­
träge fallen in den Bundesbeitrag nach§ 31 BSVG. 

Zu Artikel 8 (§§ 23h Abs. 5 Z 2, 23c Abs. 2 Z 5, 23f Abs. 1, 27b Abs. 2. 29 Abs. 1, 30. 33a, 40 Abs. 4, 
40f Abs. 2 Z 3 und 40h BMSVG): 

Mit den vorgeschlagenen Änderungen werden auschließlich redaktionelle Versehen beseitigt, es sind 
damit keine inhaltlichen Änderungen verbunden. 

Zu Artikel 10 (§§ 21 und 22 BPG samt Überschriften): 

Der im Ausschuss für Arbeit und Soziales am 9.9.2026 eingebrachte und angenomme Änderungsantrag 
57/AAA XXVIII. GP enthielt in seiner Z 10 entgegen dem Wortlaut der Novellierungsanordnung ledig­
lich den oben angeführten §21 BPG (Klarstellung, dass die Neuerungen einheitlich mit 1. Jänner 2028 in 
Kraft treten sollen); § 22 samt Überschriftt fehlte . Dies hätte zur Folge, dass die Vollzugsbestimmungen 
zum BPG weiterhin in Art. VI Abs. 2 des Bundesgesetzes BGB!. Nr. 282/1990 enthalten wären. 

Mit der vorgeschlagenen Änderung wird dieses redaktionelle Versehen beseitig und die ursprüngliche 
Intention der Regierungsvorlage - nämlich die Überführung des Art. VI Abs. 1 und Abs. 2 des Bundesge­
setzes BGBI. Nr. 282/1990 in jeweils eigene Paragraphen, die Teil des BPG sind - wieder hergestellt. 
Inhaltiche Änderungen sind damit nicht verbunden. 
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